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Bebauungsplan Nr. 26 der Gemeinde Hohenkirchen für einen Teil-
bereich der Ortslage Niendorf östlich der Strandstraße (Bereich 
ehemaliger landwirtschaftlicher Anlagen) im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a BauGB 
Hier:                         Abwägungs- und Satzungsbeschluss
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Bauausschuss der Gemeinde Hohenkirchen
Gemeindevertretung Hohenkirchen

Sachverhalt:
Die Gemeinde Hohenkirchen hat das Planverfahren nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der 
Innenentwicklung) durchgeführt.
Die Öffentlichkeit konnte sich frühzeitig über die Inhalte der Planung und über die allgemei-
nen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen dieser Planung unterrichten 
und Stellungnahmen zu den Inhalten in der Zeit vom 10. Mai 2016 bis zum 17. Mai 2016 im 
Amt Klützer Winkel, Bauamt, abgeben.
Die Planunterlagen lagen zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom 18. Mai 2016 bis zum 20. Juni 2016 im Amt Klützer Winkel, Bauamt, öffentlich aus. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
10.05.2016 um Abgabe einer Stellungnahme gebeten. Während der Öffentlichkeitsbeteili-
gung wurde eine Stellungnahme von der Öffentlichkeit zur Planung abgegeben.

Die Gemeinde Hohenkirchen hat das Planverfahren nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der 
Innenentwicklung) durchgeführt. 
Die Satzungsunterlagen bestehend aus Planzeichnung (Teil A), Text (Teil B) und die zuge-
hörige Begründung wurden um die Ergebnisse der Abwägung ergänzt. Die Einarbeitung der 
Abwägungsergebnisse führt nicht zu einer erneuten Auslegung der Planunterlagen. Die 
Planunterlagen sind maßgeblich um die Erkenntnisse der Ver- und Entsorgung und die An-
forderungen der Ver- und Entsorgung sowie die Regelung der Ausgleichs- und Ersatzbelan-
ge zu ergänzen.

Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung gemäß Empfehlung des Landkrei-
ses angepasst. 

Mit Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß Hauptsatzung tritt der Bebauungs-
plan Nr. 26 der Gemeinde Hohenkirchen in Kraft.

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenkirchen beschließt:

1. Die während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 2 BauGB, der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und 
den Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen und 
Anregungen hat die Gemeinde Hohenkirchen unter Beachtung des Abwägungsgebo-
tes mit folgendem Ergebnis, wie im Abwägungsvorschlag (Anlage 1) dargestellt, ge-
prüft. Es ergeben sich:
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- zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen,
- teilweise zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen,
-  nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen.
Den Abwägungsvorschlag und das Abwägungsergebnis macht sich die Gemeinde 
Hohenkirchen zu Eigen und ist Bestandteil des Beschlusses.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, diejenigen, die Anregungen erhoben bzw. Stellung-
nahmen abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis 
zu setzen

3. Aufgrund des § 10 BauGB beschließt die Gemeindevertretung der Gemeinde Hohen-
kirchen den Bebauungsplan Nr. 26 begrenzt
- im Westen durch bebaute Grundstücke westlich der Strandstraße 4c-4d,
- im Norden durch das Grundstück Strandstraße 3A,
- im Osten durch Grünflächen und im Anschluss daran durch Flächen der Landwirt-

schaft,
- im Süden durch das Grundstück eines ehemaligen Schafstalles (Strandstraße 

12), 
- bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), als Satzung.

4. Die Begründung wird gebilligt. 

5. Der Beschluss der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 26 durch die Gemeindever-
tretung der Gemeinde Hohenkirchen ist nach § 10 BauGB ortsüblich bekannt zu ma-
chen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Plan mit Begründung während 
der Öffnungszeiten eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann.

Finanzielle Auswirkungen:
Werden vom Vorhabenträger übernommen.

Anlagen:
Abwägungsvorschlag
Planzeichnung-(Teil A)
Text-(Teil B)
Begründung
(In den Anlagen werden die Ergebnisse der Abwägung berücksichtigt).
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Ausführungen zu den Beurteilungsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 

 

zu 2. 

Die Stellungnahmen der Fachdienste und des Abfallwirtschaftsbetriebes werden 

nachfolgend behandelt. Siehe nachfolgende Behandlung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 3. 

Die Gemeinde Hohenkirchen prüft die eingegangenen Anregungen und Stellungnahmen 

auf die Übernahme in den Bebauungsplan. Entsprechend Entscheidung und Beschluss der 

Gemeindevertretung werden die Belange behandelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

A 

 

 

zu 1. 

Die Gemeinde Hohenkirchen nimmt die Hinweise aus dem Stellungnahmeverfahren zur 

Kenntnis. Die Gemeinde möchte mit der Bevorratung entsprechend ihrer Verpflichtung 

und Vorbereitung von Baugrundstücken für die Wohnbebauung im Rahmen der 

Eigenentwicklung des Eigenbedarfs nachkommen. Dabei konzentriert sich die Gemeinde 

maßgeblich auf die Innenverdichtung der Ortslagen. In Niendorf handelt es sich um eine 

Fläche, die ursprünglich mit einem landwirtschaftlichen Gebäude, einem Schafstall 

bebaut war. Aufgrund ihrer integrierten Lage möchte die Gemeinde diese Fläche 

entsprechend weiter entwickeln. Die Fläche ist bisher im Flächennutzungsplan als 

gemischte Baufläche dargestellt. Eine Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan ist aus 

Sicht der Gemeinde gegeben. Die Wohnbauflächenentwicklung würde sich harmonisch in 

das Ortsgefüge einfügen. Die Gemeinde hält deshalb an der Entwicklung des 

Bebauungsplanes fest. 

 

zu 2. 

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Bei der Bewertung dieser 

Anregung ist auch zu berücksichtigen, dass es sich um einen integrierten Standort 

innerhalb der Ortslage handelt, der für Wohnen auch aufgrund der Umgebungssituation 

sehr gut geeignet ist. Im Ortsteil Niendorf gibt es keine weiteren Möglichkeiten für eine 

Wohnbebauung. Deshalb wird diese Fläche im Zuge der Eigenentwicklung als vorteilhaft 

für die Realisierung der gemeindlichen Ziele angesehen.  

 

zu 3. 

Dieser Hinweis wird beachtet. Der Verfahrensvermerk wird ergänzt. 

 

 

 

 

zu 4. 

Der Verfahrensvermerk wird entsprechend angepasst. 

 

 

 

zu 5. 

Der Verfahrensvermerk wird entsprechend angepasst. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 6. 

Die Präambel wird entsprechend angepasst. 

 

 

 

 

 

 

 

zu 7. 

Die Ausführungen zum Radweg werden entsprechend angepasst. 

 

 

 

 

zu 8. 

Die Planzeichenerklärung wird entsprechend angepasst. 

 

zu 9. 

Die Planzeichenerklärung wird entsprechend angepasst. 

 

 

zu 10. 

Die Rechtsgrundlage wird entsprechend korrigiert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

zu 11. 

Es ist das Ziel der Gemeinde, die Firstrichtung entsprechend straßenparallel für die erste 

Reihe der Bebauung festzusetzen. Dies wird entsprechend zusätzlich begründet. 

 

zu 12. 

Die Gemeinde hat sich mit diesem Belang beschäftigt. Die Gemeinde hat unterschiedliche 

Gebäudetypen festgesetzt. Während in der straßenbegleitenden Zeile Gebäude 

eingeschossig mit Steildach zulässig sind, sind in der zweiten Reihe Gebäude 

zweigeschossig zulässig. Die Gemeinde legt Wert darauf, dass eingeschossige Gebäude 

straßenparallel sind. Unter Berücksichtigung der zu erwartenden Größe und Kubatur der 

Gebäude wird durch die Gemeinde bestimmt, dass die Zahl der Wohnungen entsprechend 

reglementiert wird. Es ist ohnehin typisch in der Gemeinde, dass die Aufnahme von 

Eltern- oder Kindergenerationen in einer zweiten Wohnung nicht durchgängig ist. 

Deshalb wird diese Vorgehensweise als legitim angesehen. Zumal es auch möglich ist, 

innerhalb von einer Wohnung mehr Generationen in Räumen entsprechend 

unterzubringen. Insofern geht die Gemeinde davon aus, dass zwar nicht jeder der 

Eigentümer gleiche Möglichkeiten der Ausnutzung hat, jedoch wirtschaftliche 

Ausnutzungsmöglichkeiten gegeben sind und der Ortsspezifik entsprechend Rechnung 

getragen wird. 

 

zu 13. 

Die Gemeinde hat Festsetzungen zum Wurzelschutz getroffen. Diese sind als von 

Bebauung freizuhaltend gekennzeichnet. Sie werden in der Begründung dargelegt.    

 

zu 14. 

Der Satz wird vervollständigt. 

 

zu 15. 

Diese Festsetzung wurde überprüft. Diese kann entsprechend beibehalten werden, weil 

eine eindeutige Zuordnung erfolgt. 

 

zu 16. 

Diesem Hinweis wird gefolgt, obwohl er in der Auswirkung keine Bedeutung hat und in 

der Begründung wird es entsprechend dargelegt. 

 

zu 17. 

Die Festsetzung wird präzisiert. Einfriedungen sind nur zur öffentlichen Straße hin 

reglementiert. Auf die Sichthöhe von 0,70 cm im Einfahrtsbereich wird hingewiesen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 18. 

Das Satzzeichen wird ergänzt. 

 

 

 

 

 

zu 19. 

Die Rechtsgrundlagen werden überprüft und angepasst. 

 

 

 

 

 

 

 

zu 20. 

Redaktionelle Anpassungen werden vorgenommen. 

 

 

 

 

zu 21. 

Der Ausgleich für den Bebauungsplan Nr. 20 wird andersartig geregelt. Bei der 

Forstbehörde wurden 1.281 Ökopunkte aus der Maßnahme Naturwald Farpen NWM-024 

im Forstamt Bad Doberan gesichert. Diese stehen zur Verfügung. Die 

Entschädigungsleistung ist gemäß Vertrag erfolgt. Somit sind die Belange entsprechend 

berücksichtigt. Es erfolgt eine Darlegung in der Begründung und im Teil B-Text. 

 

zu 22. 

Die Gemeinde führt das Aufstellungsverfahren fort. Unter Berücksichtigung der 

Anforderungen an das Raumordnungsrecht und die Natura 2000-Schutzgebietskulisse 

bestehen derzeit noch nicht die Voraussetzungen, den Flächennutzungsplan 

gesamtheitlich zu bearbeiten. Die Gemeinde nimmt deshalb den Hinweis auf und 

berichtigt den Flächennutzungsplan im Verfahren nach § 13a BauGB. Danach kann der 

Bebauungsplan als entwickelt aus dem Flächennutzungsplan betrachtet werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 23. 

Der Hinweis wird beachtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 24. 

Eine Grunddienstbarkeit wird entsprechend eingetragen. 

 

 

 

 

 

 

zu 25. 

Für die Baugrund- und Gründungsverhältnisse wurde ein Gutachten erstellt. Im Ergebnis 

des Gutachtens wird dargestellt, dass bei KF-Werten von 2 x 10-5 bis 2,7 x 10-5 eine 

Versickerungsfähigkeit gegeben ist. Mulden- und Rigolen-Systeme sind entsprechend 

Voraussetzung. Entsprechende Anlagen sind so herzustellen, dass die Ableitung gesichert 

ist. Auf gesonderte Flächenfestsetzungen hierzu wird verzichtet. Sofern eine Nutzung des 

Grabens erforderlich wird, sind hier die Abstimmungen mit dem Wasser- und 

Bodenverband und der unteren Wasserbehörde zu führen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

zu 26. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eine Konfliktbewältigung erfolgt. Nach 

Klärung des Sachverhalts kann Einvernehmen vorausgesetzt werden.  

 

 

 

zu 27. 

Der Ausgleich wurde an anderer Stelle erbracht. Ein Vertrag hierzu liegt entsprechend 

vor. Es handelt sich um Flächen der Landesforst, NWM-024 Naturwald Farpen. Die 

Kompensationsflächenäquivalente in Höhe von 1.281 KFÄ stehen zur Verfügung. Ein 

Vertrag wird zu den Verfahrensunterlagen genommen. 

 

 

 

 

zu 28. 

Die artenschutzfachlichen Belange sind zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

zu 29. 

Die einschlägigen Gesetze sind zu beachten. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

zu 30. 

Die Belange werden nachfolgend behandelt. Die Gemeinde geht somit davon aus, dass die 

Sachverhalte bewältigt werden können. 

 

 

zu 31. 

Vereinbarungen sind entsprechend vorzubereiten. 

 

 

 

 

 

zu 32. 

Vereinbarungen sind entsprechend vorzubereiten. 

 

 

 

 

 

zu 33. 

Die Gemeinde hat sich mit diesem Belang beschäftigt. Eine entsprechende 

Baugrundsondierung liegt vor. Die Versickerungsfähigkeit des anfallenden 

Oberflächenwassers ist durch Gutachten nachgewiesen. Die technischen Voraussetzungen 

sind bei der Herstellung der Anlagen zu schaffen. Rigolen- und Mulden-Systeme sind 

entsprechend herzustellen. Gesonderte Flächen werden nicht dafür festgesetzt. Hier soll 

dem individuellen Gestaltungsraum Spielraum eingeräumt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 34. 

Die Einleitung von Niederschlagswasser wird entsprechend in der Begründung 

berücksichtigt. Der Gemeingebrauch wird dargestellt. 

 

 

 

zu 35. 

Die Anforderungen an Gesetze und Verordnungen sind ohnehin einzuhalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 36. 

Die Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 37. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände zur o.g. Planung bestehen.  

 

 

 

 

zu 38. 

Die Verkehrsfläche wird entsprechend angepasst bzw. in der Begründung wird auf die 

Mindestbreite eingegangen. 

 

zu 39. 

Das Flurstück 93/6 wird nicht als Straßenverkehrsfläche gekennzeichnet und als 

redaktionelle Anpassung den allgemeinen Wohngebieten zugeschlagen. Die Straße wird 

als nachrichtliche Übernahme gekennzeichnet. 

 

zu 40. 

Die Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

zu 41. 

Die Anforderungen an die Abfallentsorgung sind entsprechend zu erfüllen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

zu 42. 

Die Hinweise des Kataster- und Vermessungsamtes haben keine Auswirkungen auf die 

Planabsicht. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange aus landwirtschaftlicher Sicht im 

Rahmen der Planung zu beachten sind. 

 

zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass kein Verfahren der Neuregelung stattfindet und 

keine Anregungen und Bedenken geäußert werden. 

 

 

 

zu 3. 

Die Naturschutzbehörden wurden beteiligt. Anregungen und Stellungnahmen der 

zuständigen Naturschutzbehörden wurden behandelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

zu 3.2. 

Die Anforderungen an die Wasserwirtschaft werden beachtet. 

 

 

zu 3.3. 

Entsprechende Anforderungen sind bereits im Plan enthalten. Kenntnisse zu Altlasten 

liegen nicht vor. 

 

 

 

zu 3.4. 

Anforderungen an das BBodSchG sind bereits beachtet. 

 

 

 

 

 

zu 4. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine immissionsschutz- sowie abfallrechtlichen 

Bedenken entgegenstehen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Gemeinde Hohenkirchen nimmt die Hinweise aus dem Stellungnahmeverfahren zur 

Kenntnis. Die Gemeinde möchte mit der Bevorratung entsprechend ihrer Verpflichtung 

und Vorbereitung von Baugrundstücken für die Wohnbebauung im Rahmen der 

Eigenentwicklung des Eigenbedarfs nachkommen. Dabei konzentriert sich die Gemeinde 

maßgeblich auf die Innenverdichtung der Ortslagen. In Niendorf handelt es sich um eine 

Fläche, die ursprünglich mit einem landwirtschaftlichen Gebäude, einem Schafstall 

bebaut war. Aufgrund ihrer integrierten Lage möchte die Gemeinde diese Fläche 

entsprechend weiter entwickeln. Die Fläche ist bisher im Flächennutzungsplan als 

gemischte Baufläche dargestellt. Eine Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan ist aus 

Sicht der Gemeinde gegeben. Die Wohnbauflächenentwicklung würde sich harmonisch in 

das Ortsgefüge einfügen. Die Gemeinde hält deshalb an der Entwicklung des 

Bebauungsplanes fest. 

Die Gemeinde hat ihre Bebauungen überprüft. Im Zuge des Eigenbedarfs sind 

Grundstücke für den Wohnungsbau notwendig. Die Gemeindeflächen in integrierter Lage 

sind für die Bebauung vorgesehen. Hier ist beachtlich, dass für den straßenbegleitenden 

Teil ohnehin Baurecht nach § 34 BauGB bestehen würde. Der rückwärtige Bereich wird 

zusätzlich aufgenommen. Unter der Annahme, dass ein umfassender Teil dem 

Ferienwohnen oder dem Zweitwohnen dient, dass nicht durch die Gemeinde regelbar ist, 

sieht die Gemeinde durchaus Reserven für den Entwicklungsrahmen. Insbesondere die 

standortspezifischen Anforderungen hier sind geeignet, die Ortslage zu verdichten und 

Wohnbebauung zu schaffen. Nicht zuletzt ist durch die Festsetzung des allgemeinen 

Wohngebietes nun das dauerhafte Wohnen hier entsprechend gesichert. Zusätzlich sind 

sicher auch Zweitwohnungen von Bedeutung, die außerhalb des Einfluss- und 

Regelungsbereiches der Gemeinde sind. 

 

zu 2. 

Die landesplanerische Stellungnahme wird den Verfahrensunterlagen entsprechend vor 

Bekanntmachung der Satzung beigefügt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine bergbaulichen Belange berührt sind, keine 

Bergbauberechtigungen vorliegen und keine Einwände oder ergänzenden Anregungen 

vorgebracht werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Stellungnahme abgeben wird. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind und keine Bedenken 

bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind und keine Flächen 

betroffen sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

  

24 von 95 in Zusammenstellung



Anlage 1 zum Beschluss 2017-________- Bebauungsplan Nr. 26 der Gemeinde Hohenkirchen für einen Teilbereich der Ortslage Niendorf östlich der Strandstraße (Bereich ehemaliger 

landwirtschaftlicher Anlagen) 

 23 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Zuständigkeit wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine grundsätzlichen Einwände oder Bedenken 

bestehen und Telekommunikationsanlagen vorhanden sind. In diese soll eingebunden 

werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Allgemeine Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

zu 2. 

Die Ausführungen zur Trinkwasserversorgung werden zur Kenntnis genommen und 

werden beachtet. 

 

zu 3. 

Die entsprechenden Anlagen sind zu sichern. Ein entsprechender Erschließungsvertrag ist 

vorzulegen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

zu 4. 

Die Versickerungsfähigkeit des anfallenden Bodens ist dargestellt worden. Entsprechende 

Mulden- und Rigolen-Systeme sind herzustellen. Sollten darüber hinausgehende 

Forderungen erforderlich werden oder das Konzept entsprechend aufgestellt werden, sind 

weitergehende Abstimmungen wie dargestellt notwendig.  

 

zu 5. 

Die Gebäude befinden sich in der integrierten Ortslage. Der Löschwassernachweis ist 

entsprechend zu führen. Hydranten sind entsprechend in ausreichendem Umfang zu 

sichern, so wie es in der Gemeinde übliche Praxis ist. Durch die Festsetzungen sind 

Dachziegel für die Dachausbildung vorgesehen und für die Wandflächen ist Holz nur in 

untergeordnetem Anteil zulässig. Es wird in der Begründung ergänzt, dass nur solche 

Gebäude zulässig sind, die einen Löschwasserbedarf von 48 m³/Stunde über 2 Stunden 

rechtfertigen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen. 

 

zu 2. 

Die Planunterlagen werden zum Gegenstand der Verfahrensunterlagen. 

 

zu 3. 

Die Einweisung wird im Bedarfsfall und bei Bauausführung beachtet. Auf der 

planungsrechtlichen Ebene spielt dies keine Rolle. 

 

zu 4. 

Flächen stehen im Raum ausreichend zur Verfügung. Die Abstimmungen sind zu führen. 

 

 

 

 

zu 5. 

Die Hinweise für die Erschließung werden entsprechend berücksichtigt. Dies ist bei 

Vorbereitung der Bauvorhaben zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 6. 

Hinweise zu Baumpflanzungen sind zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 7. 

Hinweise zu Kabeln sind zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Versorgungsanlagen vorhanden sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

zu 2. 

Die aus Sicht der Gemeinde erforderlichen Träger öffentlicher Belange wurden beteiligt. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen und keine Anlagen 

berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht der landesrelevanten Gefahrenabwehr 

keine Bedenken bestehen. 

 

zu 2. 

Der Landkreis wurde beteiligt. 

 

zu 3. 

Hinweise zu Munitionsfunden bzw. zur Kampfmittelbelastung sind bereits 

Planbestandteil. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anlagen vorhanden sind oder geplant sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen oder Anregungen 

vorgetragen werden. 

 

zu 2. 

Die Gemeinde hat die aus ihrer Sicht zu beteiligenden Behörden und Träger öffentlicher 

Belange beteiligt. Weitere Beteiligungen sind aus Sicht der Gemeinde nicht erforderlich. 

Die Gemeinde geht davon aus, dass die durch den BBL benannten Ressorts eigenständig 

beteiligt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange nicht berührt sind und keine Einwände 

vorgetragen werden. 

 

 

 

 

 

zu 2. 

Ein Hinweis wird berücksichtigt, dass bei Änderungen der Höhe eine erneute Beteiligung 

vorzunehmen ist. Die Begründung wird ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen. 

 

zu 2. 

Gutachten sind nicht erforderlich. 

 

zu 3. 

Die Rückgabe der Unterlagen wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen. 

 

 

zu 2. 

Diese Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind nicht von bodenrechtlicher 

Relevanz und somit nicht für die Aufnahme im Bebauungsplan geeignet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

  

45 von 95 in Zusammenstellung



Anlage 1 zum Beschluss 2017-________- Bebauungsplan Nr. 26 der Gemeinde Hohenkirchen für einen Teilbereich der Ortslage Niendorf östlich der Strandstraße (Bereich ehemaliger 

landwirtschaftlicher Anlagen) 

 44 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Festpunkte vorhanden sind. 

 

 

zu 2. 

Der Landkreis wurde beteiligt und hat eine Stellungnahme abgegeben, die sich auf die 

Planinhalte nicht auswirkt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Waldflächen nicht berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Vollmacht wird zur Kenntnis genommen. 

 

zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen und Belange nicht 

berührt sind. 

 

zu 3. 

Flächen außerhalb des Plangebietes werden nicht berührt bzw. sind durch Ökokonten der 

Forst gedeckt. Somit kann auf eine erneute Beteiligung verzichtet werden. 

 

zu 4. 

Der Geltungsbereich soll nicht erweitert werden; somit ist eine erneute Beteiligung 

entbehrlich. 

 

zu 5. 

Die aus Sicht der Gemeinde erforderlichen Behörden und Träger öffentlicher Belange 

wurden beteiligt. 

 

zu 6. 

Die Zuständigkeit wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Hinweise zur Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers sind zu beachten. Die 

Voraussetzungen sind entsprechend durch den Vorhabenträger zu schaffen. Die 

Versickerungsnachweise wurden durch Gutachten erbracht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen. Weitergehende 

Anregungen für den Plan werden nicht vorgetragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass landeseigene Liegenschaften nicht berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange der Stadt Klütz nicht berührt sind und 

weder Anregungen noch Bedenken vorgetragen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

54 von 95 in Zusammenstellung



Anlage 1 zum Beschluss 2017-________- Bebauungsplan Nr. 26 der Gemeinde Hohenkirchen für einen Teilbereich der Ortslage Niendorf östlich der Strandstraße (Bereich ehemaliger 

landwirtschaftlicher Anlagen) 

 53 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen seitens der Stadt Grevesmühlen 

bestehen und nachbarschaftliche Belange nicht berührt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen seitens der Gemeinde Warnow 

bestehen und nachbarschaftliche Belange nicht berührt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen seitens der Gemeinde Gägelow 

bestehen und nachbarschaftliche Belange nicht berührt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens der Gemeinde Zierow weder Bedenken 

noch Anregungen geäußert werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Hausnummern werden durch den 

Planbereich nicht geregelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Zahl der Vollgeschosse

GRZ-Grundflächenzahl

Bauweise

maximale Traufhöhe

maximale Firsthöhe

Dachneigung

I
0,25 0,25

ART UND MAß DER BAULICHEN NUTZUNG

E
o

E
o

WA - Allgemeine 
Wohngebiete
§ 4 BauNVO

WA - Allgemeine 
Wohngebiete
§ 4 BauNVO

max

maxTH       3,80 m

FH       8,60 m

DN 25°- 45°

max

max

DN 25°- 45° bei
I  Vollgeschoss

II

DN < 25° bei
II  Vollgeschossen

TH       6,00 m

FH       9,00 m

Die     Planzeichnung     -Teil  A- 
des  Bebauungsplanes   gilt   nur   
im    Zusammenhang   mit    den 
textlichen Festsetzungen -Teil B-.

M 1 : 500

TEIL A - PLANZEICHNUNG
Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
23. Januar 1990 (BGBI. I Seite 132), zuletzt geändert  durch  Artikel 2 des Gesetzes vom 
11. Juni 2013  (BGBI. I Seite 1548).  Es  gilt  die  Planzeichenverordnung  (PlanzV)  vom  
18. Dezember 1990  (BGBI. 1991 I S. 58)  geändert  durch  Artikel 2  des  Gesetzes vom 
22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509).

ENTWURF

ZUR SATZUNG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 26
DER GEMEINDE HOHENKIRCHEN
FÜR EINEN TEILBEREICH DER ORTSLAGE NIENDORF 
ÖSTLICH DER STRANDSTRAßE (BEREICH EHEMALIGER
LANDWIRTSCHAFTLICHER ANLAGEN)
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I. FESTSETZUNGEN
RechtsgrundlagenPlanzeichen Erläuterung

ART DER BAULICHEN NUTZUNG Par. 9 (1) 1 BauGB

WA Par. 4 BauGBAllgemeine Wohngebiete nach lfd. Nr. 

MAß DER BAULICHEN NUTZUNG

max

max

Par. 9 (1) 1 BauGB
Par. 16 - 21a BauNVO

0,25

TH     3,80m

FH     8,60m

I

Grundflächenzahl, GRZ z.B. 0,4

Traufhöhe, als Höchstmaß über Bezugspunkt

Firsthöhe, als Höchstmaß über Bezugspunkt

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Höhenbezugspunkt, z.B. 12,20m ü NHN

Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Verkehrsberuhigter Bereich / Private Verkehrsfläche  

VERKEHRSFLÄCHEN Par. 9 (1) 11 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (1) 13 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

HAUPTVERSORGUNGS- UND HAUPTABWASSER-
LEITUNGEN
Vermutlicher Verlauf von Leitungen,
unterirdisch

ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN SOWIE
BINDUNGEN UND FÜR DIE ERHALTUNG VON BÄUMEN,
UND STRÄUCHERN

Par. 9 (1) 25 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Flächen für Aufschüttungen

FLÄCHEN FÜR AUFSCHÜTTUNGEN, ABGRABUNGEN ODER 
DIE GEWINNUNG VON BODENSCHÄTZEN

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten 
sind (bei schmalen Flächen entfällt sie Signatur),
S - Sichtfläche 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Bauge-
gebieten, oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb
eines Baugebietes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Satzung über 
den Bebauungsplan Nr. 26 der Gemeinde Hohenkirchen 

SONSTIGE PLANZEICHEN

Par. 9 (1) 10 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 1 (4) BauNVO
Par. 16 (5) BauNVO

Par. 9 (7) BauGB

Par. 9 (1) 2 BauGB
Par. 22 u. 23 BauNVOo

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN

E

offenen Bauweise

nur Einzelhäuser zulässig

Baugrenze

Hauptfirstrichtung

12,20

Erhaltungsgebot für Bäume, 
geschützt nach § 18 NatSchAG M-V

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten 
sind, (WS-Wurzelschutzabstand, Kronentraufe+1,5 m)

Par. 9 (1) 25b BauGB

Par. 9 (1) 10 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (1) 17 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

P

S

WS

§

PLANZEICHENERKLÄRUNG
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Planzeichen Erläuterung

II. DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER

106
2

5

WA1

Flurstücksgrenze, Flurstücksnummer

vorhandener Baum / Zaun

Höhenangabe in Meter DHHN 92 

Bemaßung in Metern

Kennzeichnungen des WA-Gebietes mit lfd. Nr.

in Aussicht genommene Grundstücksteilung

Sichtdreieck

III. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE
ÄUßERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN

DN 25°- 45°

DN  < 25°

IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME

Weide
Stamm: 0,40m
Traufe: 6,00m

11.69

Dachneigung (DN) zwischen 25°- 45°

Dachneigung kleiner 25° 

überregional touristisch bedeutsamer Radweg "Westlicher 
Backstein Rundweg" und "Ostseeküsten-Radweg"  
(gem. Par. 9 (6) BauGB i.V.m "Regionales Radwegekonzept 
Westmecklenburg")
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1 . A ufg estel lt au fgru nd  d es A ufstel lun gsb e schlu sses d er  G em ein de ver tr etu ng  vom ………………. D ie o rtsüb lich e 
B eka nn tma chu ng  d es  Au fstellu n gsb esch lusse s  is t du rch  V e röffe ntlich un g  im  amtlichen Bekanntmachungsblatt „D er 
K lü tze r W inke l“ am  …………………… .. er fo lg t. 

 
Ho he nk irch en , d en  ………………… ……… ..                                                                             ................................    

                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
2 . D ie  A ufstel lun g d es B e ba uu ng splan es e rfol gt ge mä ß § 1 3a  A bs. 1 N r. 1 B au G B a ls B eb au un gsp la n d er  

Inn e ne ntwickl un g im  be schle un ig ten  Ve rfah re n. In d er  Be kan ntm ach un g wu rd e g em äß §  13 a A bs. 3  B a uG B  
d ar au f h in ge wie sen , da ss di e A ufstel lun g  de s Be ba uu n gsp la ne s im b esch leu n igte n V er fah re n o hn e D urch füh ru ng  
e ine r Um wel tp rü fun g er folg e n sol l. In  de r Be ka nn tm ach un g wu rd e d ar au f h in ge wie sen , da ss si ch di e Ö ffen tli chke it 
ü be r d ie a llg em ein e n Zie le  un d Zw ecke  sowie d ie w ese ntlich en  A uswi rku ng en  de r P lan un g  im A mt Klützer  Winke l 
wä hr en d d er  D ien stzeite n in  de r Zei t vo m ………………… bis zu m……………… … ... u nter rich ten  un d äu ße rn  ka nn . 

 
Ho he nk irch en , d en  ………………… ……… ..                                                                             ..................................    

                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
3 . D ie  für d ie  R au mo rdn un g  u n d La nd e spla nu n g zustä nd ig e S te lle  ist b ete ilig t wor de n. 
 

Ho he nk irch en , d en  ………………… ……… ..                                                                             ................................. 
                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
4 . D ie  G e me ind eve rtre tun g h at a m ............................. d en  En twur f de r S a tzu ng  ü be r d en  B eb au u ng spla n  Nr. 2 6 m it 

B eg rü nd un g g eb illi gt un d zu r A usle gu n g be stimm t.  
 

Ho he nk irch en , d en  ………………… ……… ..                                                                           ..................................... 
                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
5 . De r E ntwu rf de r S atzun g ü be r d en  B e ba uu ng splan  Nr. 26  be ste h en d a us de r  P lan zei chn un g (T eil A ), de m Te xt 

(T eil  B ), de n  Ö r tl iche n B au vo rschr iften  ü b er d ie  äu ßer e G esta ltun g b au lich er A n lag en  so wie d ie  Be gr ün du ng  ha be n 
in  d er Zeit vo m ……………………  b is zu m ………….…………  wä hr en d de r Dien ststu nd en  n ach  §  3 A b s. 2 B au G B 
ö ffe ntlic h au sge le ge n. Die   ö ffen tl iche   Au sleg u ng  ist m it d em  Hin weis, da ss S te llu ng na h me n wä hre n d de r 
A usle g un gsfri st vo n j ed er ma nn  schr ift lich o de r zu r Nied er schri ft vo rg eb ra cht we rd en  kön ne n, d ur ch 
V er öffen tlich un g im a mtlich en  B eka nn tma chu ng sblatt „D er Klützer  W inke l“ am ……………… … or tsü bl ich 
b eka nn tge ma cht wor de n. In  de r  B eka nn tm ach un g  d er  Ö ffen tl ichke itsbe teil igu ng   wur de   d ar au f  h ing e wiese n, 
d ass e in A ntr ag   n a ch §  47  Ve rwa ltun gs ge rich tso rd nu ng  u nzu lässig ist, we nn  m it ihm  Einwe nd u ng en  ge lten d 
g em ach t we rde n , di e vom  A ntra gste lle r im Rah me n de r Au sle gu ng  n ich t od er  ve rsp äte t ge lten d  g em ach t wu rde n , 
a be r hä tten  ge lten d g em ach t  we rd en   kön ne n; d ass  nic ht   i nn er ha lb d er   ö ffen tl iche n  A usle g un gsfr ist  
a bg eg eb en e Ste llu ng na hm en  be i d er  Be schlu ssfassu ng  ü be r de n Be ba uu n gsp lan  un b erü cksich tigt b lei be n 
kö nn en , sofe rn  di e G e me ind e H oh en kir che n d er en   In ha lt  n icht  k an nte  un d  ni cht  h ätte ken ne n mü ssen  un d 
d er en  In ha lt für  die  Re chtmä ßig kei t d es B eb a uu ng spla n es n icht vo n B ed e utun g  i st u nd  d ass vo n e ine r 
Um wel tp rü fun g ab ge se he n wir d. D ie B eh ör de n  un d so nstig en  Tr äg er  ö ffen tl iche r B ela ng e wu rd en  ü b er  d ie 
Ö ffen tli chke itsbe teil igu n g un ter rich te t. 

 
Ho he nk irch en , d en  ………………… ……… ..                                                                             ...................................     

                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
6 . D ie  B eh ör de n u nd  so nstig en  Trä ge r ö ffe ntli che r B ela n ge  sind  mi t S chr eibe n vo m ……………… ..…..  zur  A bg ab e 

e ine r S tellu n gn ah me  ge mäß  §  4 A bs. 2 B au GB  au fge for de rt wor de n. 
 

Ho he nk irch en , d en  ………………… ……… ..                                                                             ...............................      
                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
7 . De r ka ta sterm äß ige  Be sta n d am  .................................. w ird  a ls r ich ti g da rg este llt  be sche in igt. H in sichtli ch de r 

la ge rich tig en  Da rste llu ng  d er  G re nzp un kte gi lt d er V orb e ha lt, d ass ein e P rüfu ng  n ur   gr ob   er folg te, da  d ie 
re ch tsve rb ind lich e F lur kar te  im  Maßsta b 1  : ............................... vorl ieg t. Reg re ssan spr üch e kö nn e n n ichta bg eleite t 
we rd en . 

    
      ………… ……………… .., de n.....................                                                                         .......................................... 
                                                                                                             ( Stem pe l)                              Unte rsch rift 
 
 
8 . D ie  G e me ind eve rtre tun g  ha t d ie  fristg em äß a bg eg e be ne n Ste llu ng na hm en   de r  Ö ffen tlichk eit, d ie  

S te llu n gn ah me n de r B eh ör de n un d son sti ge n Trä ge r ö ffen tli che r B e lan ge  so wie  d ie Ste llun g na hm en  d er 
Na chb ar ge me in de n am  …………… …………  g ep rü ft.  Das E rg eb ni s  ist  m itge tei lt w ord en . 

 
Ho he nk irch en , d en  ………………… ……… ..                                                                             ...................................        

                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
9 .  D ie  G em eind eve rtre tun g h a t die  S atzu ng  ü be r d en  B eb au u ng spla n Nr. 2 6, b e ste he nd  a us de r P la nze ich nu ng  

(T eil A), d em  Te xt (Te il B )  un d d en  Ö rtlich en  B au vor schr ifte n üb er  di e ä uße re  G esta ltun g b a uli che r A nlag en  am   
................................. a ls Sa tzun g b esch los sen . 
D ie  B eg rü nd un g zu r S atzu ng  üb er  de n B eb au un g spla n N r. 26  wur de   m it  B esch lus s d e r G em ein de ver tr etu ng  
vom  ................................. ge bi llig t. 

  
 Ho he nki rche n, de n  ………………………… ..                                                                          .....................................       

                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
1 0. D ie  Be ba uu n gsp lan satzu ng  be ste h en d au s de r Plan zeich n un g (Te il A ), d em  T ext (Te il B)  u nd  de n Ö rtlich en  

B au vor schri fte n ü be r di e äu ße re  G e sta ltun g  b au lich er  An la ge n wir d h ier mit am  ………………. ……  au sge fer ti gt. 
 

 Ho he nki rche n, de n  ………………………… ..                                                                          .....................................        
                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
11. De r B esch lus s de r S atzu ng  üb er  de n B e ba uu ng splan  Nr. 2 6 d ur ch d ie G e me ind e vertre tun g so wie   d ie  S tel le,  b ei  

d er  d er   P lan   au f  Da ue r  wä hr en d  d e r D ien ststu n de n von   je de rm an n ein ge se he n wer de n ka nn  u nd  ü be r de n 
Inh al t Au skun ft  zu erh a lten  ist, s in d  du rch   V erö ffen tlichu n g im  a mtlich en  B eka nn tma chu ng sblatt „De r K lü tzer 
W inke l“ am  …….. ………………  or tsüb lich  b eka nn tge ma cht word e n. In  d er  B ek an ntma chu ng  i st  a uf  d ie 
Mö gl ichke it de r Ge lten d mac hu ng  d er  V e rle tzu ng  von  Ve rfah re ns-   u nd  Fo rm vor schri fte n  un d  vo n  M än ge ln   d er  
A bwä gu n g e insch lie ßlic h d er  sich e rg eb en d en  Re chtsfolg en  (§  21 5  Ab s. 2 B a uG B)  un d wei te r a uf d ie 
B estimm un ge n de s § 5  A bs. 5  Ko mm un alve rfa ssun g d es L an d es M eckle nb ur g – V or po mm ern  (K V  M-V ) i n d er 
Fa ssun g de r  B eka nn tm ac hu ng  vo m 1 3. Juli  2 0 11  ( G VO B l. M -V  S . 77 7)  h in ge wie sen  wor de n. 
D ie  Sa tzun g ist m it A bla uf d es  ...................................... (Ta g d er B ek an ntma chu ng ) in  Kra ft g etr eten . 

 
   Ho he nki rch en , d en  ……… ………………… ..                                                                          .....................................        

                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 

VERFAHRENSVERMERKE
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SATZUN G 
DER G EM EINDE  HO HE NKIRCHE N ÜB ER DEN BE BAUU NG SP LAN NR . 2 6   
FÜR E INEN  T EILBE RE ICH DE R OR TSL AGE  NIE NDO RF  ÖS TLICH DE R S TRAND STR AßE ( BER EICH 
E HEM ALIG ER L ANDWIRT SCH AFTLICHE R ANL AGE N)  

G EM ÄS S  P A R. 1 0  B A UG B I. V E RB . MIT P AR . 1 3A  BA UG B  U ND § 8 6 LB a uO  M-V   
 
A ufgr un d d es §  1 0  d es B au g ese tzb uch e s  (B a uG B )  in  de r  Fa ssun g  de r   Be kan ntm ach un g   vom   2 3. Se pte mb er  
2 00 4 ( BG B I. I S . 2 41 4 zu le tzt g eä n de rt d urch  A rtike l 6  de s G ese tzes vo m 20 . Okto be r 2 01 5 (B GB l. I S . 17 22 ) 
so wie na ch d er  La nd e sba uo rd nu ng  Me ckle nb ur g-V o rp om mer n ( LB au O  M-V ) in d er  Fa ssun g d er  Be ka nn tm ach un g 
vom    18 . A pri l 2 00 6   ( GV O Bl. M-V  S. 10 2) ,  zu le tzt ge än d ert du rch  Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2 015 
(GVOBL. M-V-S. 590) , w ird  na ch B esch lu ssfassu ng  du rch  die   Ge me in de ver tr etu ng  de r G em eind e Ho he nk irch en  am 
……… ..……………….   fol ge nd e  S atzu ng   üb er  de n  B eb a uu ng splan  Nr. 2 6, be steh en d a us d er  Plan zei chn un g 
(T eil A) , de m Te xt ( Tei l B )  u nd  de n Ö rtli che n B au vor schr ifte n ü be r d ie ä uße re  Ge stal tu ng  ba ul iche r A nlag en ,  
e rla ssen .    
 

 
8 . D ie  G e me ind eve rtre tun g  ha t d ie  fristg em äß a bg eg e be ne n Ste llu ng na hm en   de r  Ö ffen tlichk eit, d ie  

S te llu n gn ah me n de r B eh ör de n un d son sti ge n Trä ge r ö ffen tli che r B e lan ge  so wie  d ie Ste llun g na hm en  d er 
Na chb ar ge me in de n am  …………… …………  g ep rü ft.  Das E rg eb ni s  ist  m itge tei lt w ord en . 

 
Ho he nk irch en , d en  ………………… ……… ..                                                                             ...................................        

                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
9 .  D ie  G em eind eve rtre tun g h a t die  S atzu ng  ü be r d en  B eb au u ng spla n Nr. 2 6, b e ste he nd  a us de r P la nze ich nu ng  

(T eil A), d em  Te xt (Te il B )  un d d en  Ö rtlich en  B au vor schr ifte n üb er  di e ä uße re  G esta ltun g b a uli che r A nlag en  am   
................................. a ls Sa tzun g b esch los sen . 
D ie  B eg rü nd un g zu r S atzu ng  üb er  de n B eb au un g spla n N r. 26  wur de   m it  B esch lus s d e r G em ein de ver tr etu ng  
vom  ................................. ge bi llig t. 

  
 Ho he nki rche n, de n  ………………………… ..                                                                          .....................................       

                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
1 0. D ie  Be ba uu n gsp lan satzu ng  be ste h en d au s de r Plan zeich n un g (Te il A ), d em  T ext (Te il B)  u nd  de n Ö rtlich en  

B au vor schri fte n ü be r di e äu ße re  G e sta ltun g  b au lich er  An la ge n wir d h ier mit am  ………………. ……  au sge fer ti gt. 
 

 Ho he nki rche n, de n  ………………………… ..                                                                          .....................................        
                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 
 
11. De r B esch lus s de r S atzu ng  üb er  de n B e ba uu ng splan  Nr. 2 6 d ur ch d ie G e me ind e vertre tun g so wie   d ie  S tel le,  b ei  

d er  d er   P lan   au f  Da ue r  wä hr en d  d e r D ien ststu n de n von   je de rm an n ein ge se he n wer de n ka nn  u nd  ü be r de n 
Inh al t Au skun ft  zu erh a lten  ist, s in d  du rch   V erö ffen tlichu n g im  a mtlich en  B eka nn tma chu ng sblatt „De r K lü tzer 
W inke l“ am  …….. ………………  or tsüb lich  b eka nn tge ma cht word e n. In  d er  B ek an ntma chu ng  i st  a uf  d ie 
Mö gl ichke it de r Ge lten d mac hu ng  d er  V e rle tzu ng  von  Ve rfah re ns-   u nd  Fo rm vor schri fte n  un d  vo n  M än ge ln   d er  
A bwä gu n g e insch lie ßlic h d er  sich e rg eb en d en  Re chtsfolg en  (§  21 5  Ab s. 2 B a uG B)  un d wei te r a uf d ie 
B estimm un ge n de s § 5  A bs. 5  Ko mm un alve rfa ssun g d es L an d es M eckle nb ur g – V or po mm ern  (K V  M-V ) i n d er 
Fa ssun g de r  B eka nn tm ac hu ng  vo m 1 3. Juli  2 0 11  ( G VO B l. M -V  S . 77 7)  h in ge wie sen  wor de n. 
D ie  Sa tzun g ist m it A bla uf d es  ...................................... (Ta g d er B ek an ntma chu ng ) in  Kra ft g etr eten . 

 
   Ho he nki rch en , d en  ……… ………………… ..                                                                          .....................................        

                                                                         ( Sieg el)                                                                    Bü rg er me ister 
 

BEGRÜNDUNG
ZUR SATZUNG

ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 26
DER GEMEINDE HOHENKIRCHEN

FÜR EINEN TEILBEREICH
DER ORTSLAGE NIENDORF ÖSTLICH DER
STRANDSTRAßE (BEREICH EHEMALIGER

LANDWIRTSCHAFTLICHER ANLAGEN)
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Planungsstand: Entwurf 17. März 2016   

TEIL B – TEXT 
 

SATZUNG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 26  

DER GEMEINDE HOHENKIRCHEN FÜR EINEN TEILBEREICH DER ORTSLAGE 

NIENDORF ÖSTLICH DER STRANDSTRAßE (BEREICH EHEMALIGER 

LANDWIRTSCHAFTLICHER ANLAGEN) 

 

Verfahrensaufstellung gemäß § 13a BauGB 

 

 
I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
 

 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 

Allgemeine Wohngebiete 

(§9 (1) Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO) 

 

1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten sind die in § 4 Abs.2 BauNVO genannten 
Nutzungen zulässig.  

1.2 In den Allgemeinen Wohngebieten sind die in § 4 Abs.3 Nr. 3, Nr. 4 und Nr. 5 
BauNVO genannten Nutzungen (Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, 
Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.  

 

2. BAUWEISE 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
Für die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 26 ist die offene 
Bauweise zulässig. 

 

3. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
Überschreitungen der Baugrenzen durch Hauptgebäude sind unzulässig. 
Ausnahmsweise sind Überschreitungen der Baugrenzen für untergeordnete Bauteile, 
wie Erker oder betonte Eingangsbereiche gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO bis zu einer 
Tiefe von 2,00 m und einer Breite von max. 1/3 der zugehörigen Gebäudelänge 
zulässig.  
 

4. GEBÄUDESTELLUNG 

(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB) 

  
Innerhalb des WA 1 wird die Firstrichtung der Hauptgebäude parallel zu den 
straßenseitigen Baugrenzen festgesetzt.  
 
 
 
 
 
 

68 von 95 in Zusammenstellung



 

Planungsstand: Entwurf 17. März 2016             2 

2 

5.  NEBENANLAGEN, GARAGEN UND STELLPLÄTZE 

 (§§ 12 und 14 BauNVO, § 23 Abs. 5 BauNVO) 

 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sowie Garagen und überdachte 
Stellplätze nach § 12 BauNVO sind innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete auch 
außerhalb der Baugrenzen zulässig. Sie dürfen jedoch im WA 1 zwischen 
straßenseitiger Gebäudefront und der Strandstraße nicht errichtet werden. 
 

6. ZAHL DER WOHNUNGEN 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

 
Innerhalb des WA 1 ist je Einzelhaus maximal eine Wohneinheit zulässig. Die 
höchstzulässige Zahl der Wohnungen wird innerhalb des WA 2 mit maximal 2 
Wohnungen je Einzelhaus begrenzt. Dabei ist die zweite Wohneinheit auf maximal 
80 % der Grundfläche der Hauptwohnung begrenzt.  

 

7. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE FLÄCHEN 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB, § 9 Abs. 6 BauGB) 
 
7.1 Innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Sichtflächen sind Sichtbehinderungen 

mit einer Höhe von mehr als 0,70 m über der Fahrbahnhöhe unzulässig.  
Zulässig sind einzelne hochstämmige Bäume mit einer Kronenansatzhöhe über 2,50 
m. Bei kleinen Sichtflächen entfällt die Randsignatur. 

7.2 Die innerhalb des WA 2 liegenden Flächen der Wurzelschutzbereiche der nach § 18 
NatSchAG M-V geschützten Einzelbäume sind von jeglicher Bebauung freizuhalten. 
Die Darstellung des Wurzelbereiches erfolgt in der Planzeichnung. 

 

8. FLÄCHE FÜR AUFSCHÜTTUNGEN 

 (§ 9 Abs.17 BauGB) 

 
Innerhalb des Geltungsbereiches Nr. 26 sind Aufschüttungen entsprechend der 
räumlichen Umgrenzung der Planzeichnung mit einer maximalen Höhe von 1,00 m 
über dem natürlichen Gelände HN 76 zulässig. Die für das Grundstück festgelegten 
Bezugshöhen dürfen dabei nicht überschritten werden. 

 

9 HÖHENLAGE 

 (§ 9 Abs. 3 BauGB und § 18 BauNVO) 

 
9.1 Als unterer Bezugspunkt gilt der in der Planzeichnung konkret festgesetzte 

Höhenbezugspunkt in Meter über HN 76 in dem jeweiligen Baufenster. 
9.2 Die Sockelhöhen baulicher Anlagen dürfen im gesamten Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes Nr. 26 eine Höhe von 0,50 m über dem unteren Bezugspunkt nicht 
überschreiten. Die Sockelhöhen sind definiert durch die Oberkante des 
Fertigfußbodens. 

9.3 Die Oberkante des Erdgeschossfußbodens (Fertigfußboden) darf nicht unter dem 
unteren Bezugspunkt liegen. 

9.4 Als oberer Bezugspunkt für die Traufhöhe wird die Schnittkante zwischen den 
Außenflächen des aufgehenden traufseitigen Mauerwerks mit der Dachhaut bestimmt.  

9.5 Als oberer Bezugspunkt für die Firsthöhe wird der Schnittpunkt der 
Dachaußenhautflächen, also der oberste Abschluss der Dachhaut (First) bestimmt.  
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II. FESTSETZUNGEN ÜBER DIE ÄUßERE GESTALTUNG  

 BAULICHER ANLAGEN 

 (§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBauO M-V) 

 

1. DÄCHER 
 
Die Dächer sind im WA 1 als symmetrische Krüppelwalm-, Walm- oder Satteldächer 
auszubilden.  
Innerhalb des WA 2 sind eingeschossige Gebäude mit symmetrischen Krüppel-
walm-, Walm- oder Satteldächer mit einer Dachneigung zwischen mindestens 25° bis 
maximal 45° auszubilden. Innerhalb des WA 2 sind zweigeschossige Gebäude mit 
flachgeneigtem Dach mit einer Dachneigung bis maximal 25° auszubilden. 
Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachziegeln entsprechend dem ziegelroten 
Farbspektrum des RAL-Farbregister K1 mit den RAL-Farben Nr. 2001, 3000, 3001, 
3002, 3011, 3013, 3016, 3031 sowie entsprechend dem anthrazitfarbenen Spektrum 
des RAL-Farbregisters K1 mit den RAL-Farben Nr. 7012, 7015, 7016, 7022, 7024, 
7026 einzudecken. Zwischentöne der angegebenen Farben sind zulässig.  
Nebenanlagen können auch als begrünte Dächer ausgeführt werden. Zulässig sind 
einfach engobierte Dachziegel. Unzulässig sind glasierte Dachziegel. Glänzende und 
reflektierende Dacheindeckungen sind unzulässig. Bei Garagen und 
Nebengebäuden sind die Festsetzungen zur Dacheindeckung, bis auf den 
Ausschluss glänzender und reflektierender Materialien, nicht zwingend. 

 
2. AUSSENWÄNDE 

 
Zur Gestaltung der Außenwände sind Verblendmauerwerk in rotem, rotbraunem und 
hellem Farbspektrum oder glatt verputzte Außenwandflächen im hellen 
Farbspektrum zulässig. 
Andere Baustoffe, z.B. Holz, dürfen verwendet werden, wenn sie nicht mehr als 30 % 
einer Fassade in Anspruch nehmen. 
Zur Gestaltung der Außenwände nicht zulässig sind: 

 hochglänzende Baustoffe (z.B. Edelstahl, emaillierte Elemente, einschließlich 
Fliesen oder ähnliches) 

 kleinteiligere Baustoffe als dünnformatige Ziegel bei Verblendmauerwerk. 
Auflockerungen der Fassade durch Erker, Loggien und betonte Eingangsbereiche 
sind zulässig. 

 

3. EINFRIEDUNGEN 
 
Einfriedungen von Grundstücken sind zulässig, wenn sie mit einer maximalen Höhe 
von 1,20 m bezogen auf die Höhe der zugehörigen Erschließungsfläche bzw. 
bezogen auf die Höhe des anstehenden Geländes hergestellt werden.  
 

4. ABFALLBEHÄLTER 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind Abfallbehälter auf dem eigenen Grundstück 
unterzubringen. Mülltonnenstandplätze sind durch Anordnung, Materialwahl und 
Farbgebung in die Gestaltung von Gebäuden, Einfriedungen oder Bepflanzungen 
einzubeziehen. Abfallbehälter sind am Entsorgungstag zur Entsorgung bereit zu 
stellen.  
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5. BEFESTIGUNG VON FLÄCHEN AUF PRIVATEN GRUNDSTÜCKEN 
 
Die Befestigung von privaten Stellplätzen sowie von Zufahrten zu Garagen ist mit 
wasserdurchlässigen Materialien und/ oder Rasengittersteinen und/ oder großfugig 
verlegtem Steinpflaster ohne Fugenverguss zu gestalten. Ein wasserundurchlässiger 
Unterbau ist nicht zulässig. 
 

6.  FESTETZUNG ZU BUSSGELDERN 
 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gesetzlichen Festsetzungen verstößt, 
handelt ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und kann mit 
Bußgeld geahndet werden. 
 
 

III.  NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND HINWEISE 
 

1. BAU- UND KUNSTDENKMALE, BODENDENKMALE 
 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bau- und 
Kunstdenkmale sowie Bodendenkmale bekannt. 
 

2. VERHALTEN BEI BODENDENKMALFUNDEN 
 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt 
werden, ist gemäß § 11 DSchG M-V die zuständige untere Denkmalschutzbehörde 
zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von 
Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder 
dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür 
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, 
die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach 
Zugang der Anzeige. 
 

3. ALTLASTEN BZW. ALTLASTENVERDACHTSFLÄCHEN/ VERHALTENSWEISE 

BEI UNNATÜRLICHEN VERFÄRBUNGEN bzw. GERÜCHEN DES BODENS 
 

Erkenntnisse über Altlasten, altlastverdächtige Flächen bzw. schädlichen 
Bodenveränderungen i.S. des § 2 Abs. 3 des Bundes-Bodenschutzgesetzes liegen 
nach derzeitigem Kenntnisstand für das Plangebiet nicht vor. Es wird jedoch keine 
Gewähr für die Freiheit des Plangebietes von Altlasten oder schädlichen 
Bodenveränderungen übernommen 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentümer in 
Grundlage von § 2 des Gesetzes zum Schutz des Bodens im Land Mecklenburg – 
Vorpommern [Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) M-V] verpflichtet, den unteren 
Bodenschutzbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte hierüber Mitteilung zu 
machen.  
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundesbodenschutzgesetzes 
genannten Personen sind verpflichtet konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, unverzüglich der Landrätin des 
Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutzbehörde mitzuteilen. 
Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen 
Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich für die Bauherren und 
die von ihnen mit der Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, 
Schadensgutachter, Sachverständige und Untersuchungsstellen.  
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Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen bzw. 
Gerüche des Bodens auftreten, ist die Landrätin des Landkreises 
Nordwestmecklenburg als zuständige Behörde zu informieren. Der 
Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs 
verpflichtet. 

 

4. BODENSCHUTZ 

 
Der Oberboden ist gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Erforderliche Bodenarbeiten sind 
schonend und unter sorgfältiger Trennung von Oberboden und Unterboden 
durchzuführen. Unnötiges Befahren oder Zerstören von Oberboden ist nicht zulässig.  
 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, 
Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden 
werden. 
 
Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den 
Baustellen und fertiggestellten Objekten eine sach- und umweltgerechte 
Abfallentsorgung nach den gesetzlichen Bestimmungen gemeinwohlverträglich 
entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises Nordwestmecklenburg erfolgen 
kann. 

 

5. MUNITIONSFUNDE 
 

Munitionsfunde sind im Geltungsbereich nicht gänzlich auszuschließen. Konkrete 
und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungs-
auskunft) für das Plangebiet sind gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst 
des Landesamtes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und 
Katastrophenschutz M-V, Graf-York-Str. 6, 19061 Schwerin, zu erhalten. Ein 
Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Baubeginn empfohlen. 
 

6. VERSICKERUNG VON NIEDERSCHLAGSWASSER 

 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 26 gilt die Satzung über die 
Versickerung von Niederschlagswasser des Zweckverbandes Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung Grevesmühlen (Niederschlagswassersatzung NSchWS).  
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Teil 1  Städtebaulicher Teil  

1. Allgemeines 

1.1 Anlass der Planaufstellung 

Die Gemeinde Hohenkirchen möchte Angebote zur Ansiedlung junger Familien 
im Gemeindegebiet schaffen. Es sollen Möglichkeiten für Baugrundstücke ge-
schaffen werden, auch mit der Möglichkeit die Elterngeneration aufnehmen zu 
können. 
In der Gemeinde Hohenkirchen ist im Ortsteil Niendorf durch die Stela-Bau 
GmbH der Antrag auf Einleitung eines Bauleitplanverfahrens für den Bereich der 
Flurstücke 106/2, 106/3 und der Teilstücke 110/2 und 110/3 an die Gemeinde 
gerichtet worden. Der Antrag zur Bebauung der Grundstücksflächen entspricht 
dem gemeindlichen Willen zur Wohnbauflächenentwicklung der Ortslage Nien-
dorf. 

1.2 Abgrenzung des Geltungsbereiches 

Der Geltungsbereich befindet sich östlich der Strandstraße innerhalb des bebau-
ten Dorfgefüges. Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 26 wird wie folgt be-
grenzt: 
 
- Im Westen durch bebaute Grundstücke westlich der Strandstraße 4c-4d, 
- Im Norden durch das Grundstück Strandstraße 3A, 
- Im Osten durch Grünflächen und im Anschluss daran durch Flächen der 

Landwirtschaft, 
- Im Süden durch das Grundstück eines ehemaligen Schafstalles (Strand-

straße 12)  
 
 
 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

Abb. 1: Übersichtsplan Geltungsbereich des B-Plan Nr. 26, Quelle Luftbild: www.umweltkarten.de, 

Bearbeitung Planungsbüro Mahnel 
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1.3 Kartengrundlage 

Als Kartengrundlage dient der Lage- und Höhenplan vom 05.08.2015 mit Lage-
system ETRS 89 und Höhensystem DHHN 92 in m ü NHN, erstellt vom ÖbVI 
Dipl.-Ing Jörg Neiseke, Alexandrinenstraße 26/27, 19055 Schwerin. 

1.4 Bestandteile des Bebauungsplanes 

Der Entwurf der des Bebauungsplanes Nr. 26 der Gemeinde Hohenkirchen für 
einen Teilbereich der Ortslage Niendorf östlich der Strandstraße (Bereich ehe-
maliger landwirtschaftlicher Anlagen) besteht aus: 

- der Planzeichnung-Teil A im Maßstab 1:500 mit der Planzeichenerklärung 
und 

- dem Text-Teil B,  
- sowie den Örtlichen Bauvorschriften über die äußere Gestaltung bauli-

cher Anlagen 
- sowie der Verfahrensübersicht. 

 
Dem Bebauungsplan wird diese Begründung, in der Ziele, Zweck und wesentli-
che Auswirkungen des Planes dargelegt werden, beigefügt.  
Die Gemeinde Hohenkirchen führt das Aufstellungsverfahren im beschleunigten 
Verfahren nach den Vorgaben des Baugesetzbuches gemäß § 13a (Bebauungs-
plan der Innenentwicklung) durch.  
Gemäß § 13a i.V.m. §13 Abs. 3 wird von der Umweltprüfung, von dem Umwelt-
bericht sowie von der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind abgesehen. 

1.5 Rechtsgrundlagen 

Der Aufstellungsbeschluss zum des Bebauungsplanes Nr. 26 wurde am 
13.10.2015 von der Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenkirchen gefasst. 
 
Dem Bebauungsplanes Nr. 26 der Gemeinde Hohenkirchen liegen folgende 
Rechtsgrundlagen zugrunde: 
 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722).  

 
- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-

verordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Ja-
nuar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 11. Juni 2013 (BGBI. I S. 1548). 

 
- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 

des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 1990) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509). 

 
- Landesbauordnung  Mecklenburg-Vorpommern  (LBauO M-V) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V 2015, 
S.344) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 
2015 (GVOBl. M-V S. 590). 
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- Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) 
vom 13. Juli 2011, verkündet als Artikel 1 des Gesetzes über die Kommu-
nalverfassung und zur Änderung weiterer kommunalrechtlicher Vorschrif-
ten vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V. S. 777). 

 
- Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des Bun-

desnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG M-
V) vom 23. Februar 2010 (GVOBl. M-V S. 66), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 14 des Gesetzes vom 12. Juli 2010 (GVOBl. M-V S. 383, 395). 

1.6 Bestand Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb einer dörflichen Lage im Ortsteil 
Niendorf und ist als Freifläche mit Ruderalvegetation zu bezeichnen. Das Ge-
lände war ehemals mit einem größeren landwirtschaftlichen Stallgebäude be-
baut. Die ehemaligen Gebäude sind nicht mehr vorhaben. Das Gelände liegt di-
rekt an der Strandstraße und grenzt nördlich und südlich an bebaute Grundstü-
cke an. Das Gelände ist in östliche Richtung leicht abfallend. Nach Osten grenzt 
das Gebiet an Wiesenflächen mit einem Gehölzbestand und daran anschließend 
an die offene Landschaft mit Ackerflächen. Zwischen den Grünflächen und der 
landwirtschaftlichen Ackerfläche befindet sich ein Graben. Nördlich des Gel-
tungsbereiches befindet sich ein derzeit ungenutztes Wohngrundstück. Hier sind 
ein eingeschossiges Gebäude und ein Schuppen vorhanden, die derzeit leer ste-
hen. Südlich des Geltungsbereiches befindet sich ein ehemaliges Stallgebäude 
mit einem rückwärtigem Nebengebäude aus Feldsteinen und Backstein. Diese 
Gebäude sind derzeit leerstehend. Auf der gegenüberliegenden Seite der Strand-
straße befindet sich ein eingeschossiges Reihenhaus. Die Dorflage ist insgesamt 
durch zum größten Teil eingeschossige Wohngebäude, die trauf-und giebelstän-
dig zur Hauptstraße angeordnet sind. Einige zweigeschossige Wohngebäude 
wurden in den 90er Jahren ergänzt. 
 
Nordöstlich des Geltungsbereiches befinden sich drei nach § 18 Naturschutzaus-
führungsgesetz M-V geschützte Einzelbäume. Dabei handelt es sich um zwei 
Weiden und eine Esche. Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Ge-
hölze. 

2.    Übergeordnete und örtliche Planungen, Schutzgebiete und Schutzobjekte  

2.1 Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern 

Derzeit gilt das Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern 
vom 30. Mai 2005. Dieses soll aufgrund geänderter Rahmenbedingungen der 
Landesentwicklung fortgeschrieben werden. Das Verfahren zur Beteiligung zur 
Fortschreibung wurde am 26.05.2015 vom Kabinett beschlossen. Der Entwurf für 
die Fortschreibung des Landesraumentwicklungsprogrammes Mecklenburg-Vor-
pommern 2016 befindet sich derzeit im Verfahren. 
 
Nach den Darstellungen des gültigen Landesraumentwicklungsprogramms 
Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) liegt das Gebiet der Gemeinde Hohenkir-
chen: 
 im Vorbehaltsgebiet Tourismus, 
 im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft, 
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 mit südlichen Flächen des Gemeindegebietes (Ortslagen Wahrstorf, Ho-
henkirchen und Gramkow) im Vorbehaltsgebiet Trinkwasser, 

 mit der Wohlenberger Wiek im Vorbehaltsgebiet Naturschutz und Land-
schaftspflege auf Gewässern sowie im FFH-Gebiet und EU-Vogelschutzge-
biet. 

 
2.2 Regionales Raumordnungsprogramm Westmecklenburg 

 
Am 20. Juli 2011 wurde das RREP Westmecklenburg von der Verbandsversamm-
lung des Regionalen Planungsverbandes Westmecklenburg beschlossen. Am 30. 
August 2011 hat das Kabinett auf seiner Sitzung beschlossen, das RREP West-
mecklenburg als Landesverordnung zu erlassen und im Gesetzes- und Verord-
nungsblatt für MV 2011, Nr. 17, bekannt gegeben.  
 

Die Gemeinde Hohenkirchen liegt im Ländlichen Raum und gehört zum Amtsbe-
reich des Amtes Klützer Winkel.  
 
 Die Gemeinde befindet sich teilweise in den Vorbehaltsgebieten Naturschutz 

und im Vorbehaltsgebiet Landschaftspflege (im äußersten Süden des 
Gemeindegebiets Hohenkirchen, jene beiden Vorbehaltsgebiete gelten auch 
als Natura 2000-Gebiete) 

 im Norden grenzt die Gemeinde Hohenkirchen an das Vogelschutzgebiet 
„Wismarbucht'' (zu Natura 2000 gehörend) 

 Die Gemeinde befindet sich innerhalb des Tourimusschwerpunktraumes 
„Nordwestmecklenburgische Küste“ 

 Die Gemeinde befindet sich in einem Raum mit besonderer natürlicher 
Eignung für die Landwirtschaft mit Ackerzahlen über 50, 

 Durch den nördlichen Bereich des Gemeindegebietes verläuft ein regional 
bedeutsamer Radweg und der Europäische Fernwanderweg  

 Hohenkirchen ist mit südlichen Bereichen des Gemeindegebietes in einem 
Vorranggebiet Trinkwassersicherung, dazu gehören auch die Ortslagen 
Gramkow, Hohenkirchen und Wahrstorf. 

 Die Gemeinde gilt als ländlicher Raum mit günstiger Wirtschaftsbasis 

3. Örtliche Planungen 

3.1 Bedeutung der Gemeinde Hohenkirchen und städtebauliches Entwick-
lungskonzept 
 

Die Gemeinde Hohenkirchen liegt im Norden der Region Westmecklenburg und 
wird vom Amt Klützer Winkel, mit Sitz in der Stadt Klütz, verwaltet. Sie hat eine 
Gesamtgröße von 4.097 ha. Im Gemeindegebiet leben 1.323 Einwohner 
(31.12.2014, Statistisches Landesamt, M-V). 
 
Die Gemeinde Hohenkirchen ist ländlich geprägt. Bis 1990 war die Landwirt-
schaft der dominierende Wirtschaftsfaktor. Obwohl die Landwirtschaft auch 
heute noch eine wichtige Rolle spielt, erlangt in zunehmendem Maße die touris-
tische Entwicklung an Bedeutung. 
 
Eine besondere Bedeutung kommt der Gemeinde durch die unmittelbare Lage 
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an der Wismarbucht und an der Wohlenberger Wiek zu. Im Bereich des Ortstei-
les Niendorf hat sich ein Schwerpunktraum für Erholungssuchende herausgebil-
det. Besonders für Tagestouristen aus dem westmecklenburgischen Raum ist 
der hier noch recht naturnah verbliebene Strandabschnitt der Wohlenberger 
Wiek beliebtes Ausflugsziel.  
 
Die Gemeinde Hohenkirchen ist durch Fusion der ursprünglich eigenständigen 
Gemeinden Groß Walmstorf und Gramkow entstanden. Für den Bereich der ehe-
maligen Gemeinde Groß Walmstorf besteht ebenso ein Teilflächennutzungsplan 
wie für den Bereich der ehemaligen Gemeinde Gramkow.  

3.2 Flächennutzungsplan 

Im wirksamen Flächennutzungsplan ist der Geltungsbereich als gemischte Bau-
fläche dargestellt.  
 
Der Flächennutzungsplan  (FNP) der Gemeinde Hohenkirchen befindet sich der-
zeit in der Neuaufstellung. Im Vorentwurf des Flächennutzungsplanes ist der Gel-
tungsbereich als gemischte Baufläche sowie ein Teilbereich als Wohnbaufläche 
ausgewiesen. Östlich angrenzend ist das derzeit geplante Landschaftsschutzge-
biet „Naturküste Nordwestmecklenburg“ dargestellt.  
 
In Zusammenhang mit dem Bebauungsplan Nr. 20 der Gemeinde Hohenkirchen 
wurde die 4. Änderung des FNP durchgeführt. Hier wird ein Teilbereich der Flä-
che als Ausgleichsfläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwick-
lung von Natur und Landschaft dargestellt. Diese Ausgleichsmaßnahmen werden 
durch andere Maßnahmen innerhalb eines anderen Bereiches der Ortslage Nien-
dorf ersetzt. Die Maßnahmen werden durch einen Baulasteneintrag gesichert.  
 

 
 
Abb. 2: wirksamer Flächennutzungsplan der Gemeinde Hohenkirchen 
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Abb. 3: Vorentwurf zum Flächennutzungsplan der Gemeinde Hohenkirchen, Stand: 06.05.2014 

Innerhalb des Verfahrens der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes wird 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 26 eine Anpassung in Wohn-
baufläche erfolgen. Der Bebauungsplan Nr. 26 wird demnach als aus dem Flä-
chennutzungsplan betrachtet.   

3.3 Schutzgebiete und Schutzobjekte 

Nordöstlich angrenzend an den Geltungsbereich befinden sich drei nach § 18 
NatSchAG geschützte Einzelbäume. Es handelt sich hierbei um zwei Weiden und 
eine Esche. Die Wurzelbereiche reichen in den Geltungsbereich des Bebauungs-
planes hinein. Diese Bereiche wurden als von Bebauung freizuhaltende Flächen 
festgesetzt. 

4. Planungsziel, Städtebauliches Konzept und Planverfahren 

4.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Der Geltungsbereich ist im wirksamen FNP der Gemeinde Hohenkirchen als ge-
mischte Baufläche ausgewiesen. Im Geltungsbereich des BP Nr. 26 war eine 
Bebauung mit einem größeren landwirtschaftlichen Gebäude (Schafstall) vorhan-
den. Diese Bebauung ist nicht mehr vorhanden. 

4.2 Planungsziel 

Das Planungsziel besteht in der planungsrechtlichen Vorbereitung von Flächen 
für eine Wohnbebauung entsprechend einem Allgemeinen Wohngebiet nach § 4 
BauNVO. Ziel ist die Schaffung von Baurecht für eine Bebauung mit 4 Einzelge-
bäuden.  
Dabei ist der Bau von 2 Einzelhäusern mit je einer Einliegerwohnung mit einer 
Grundfläche von 80 % der Hauptwohnung und 2 Einzelhäusern ohne Einlieger-
wohnung vorgesehen. Die Häuser mit Einliegerwohnung sollen im hinteren 
Grundstücksbereich entstehen. Hintergrund der Planung von Gebäuden mit einer 
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Einliegerwohnung ist die Absicht der Gemeinde, flexible Wohnmöglichkeiten für 
junge Familien anzubieten mit der Option ggf. die Elterngeneration im Wohnhaus 
aufnehmen zu können. 

4.3 Planverfahren 

Der Bebauungsplan wird im Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt. Es wird 
von der Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen. 
 
Die Durchführung des Verfahrens ist nach § 13a BauGB als Verfahren der Innen-
entwicklung vorgesehen. Die Gemeinde gelangt zur Einschätzung, dass die An-
wendung des Verfahrens nach § 13a BauGB gerechtfertigt ist. 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb der bebauten Ortslage und ermöglicht künftig die 
Ergänzung des Dorfes um vier Wohngrundstücke. Der vorliegende Bebauungs-
plan wird für die "Wiedernutzbarmachung von Flächen" aufgestellt. Die über-
plante Fläche war mit einem landwirtschaftlichen Gebäude bebaut. Dieses Ge-
bäude wurde abgebrochen, so dass nun eine Brachfläche vorhanden ist. Diese 
derzeit ungenutzte Fläche innerhalb der Ortslage soll durch die vorliegende Pla-
nung für eine Wohnbebauung aktiviert werden. 
 
Der Bebauungsplan beinhaltet die Fortentwicklung der Ortslage Niendorf für die 
Wohnbauentwicklung für den Eigenbedarf. Mit der vorliegenden Planung wird 
keine Ausweitung der Baugebietsflächen in Freiflächen vorgenommen.  
 
Im vorliegenden Bebauungsplan ist eine maximal zulässige Grundfläche i.S. des 
§ 19 Abs. 2 BauNVO von insgesamt weniger als 20.000 m² festgesetzt, so dass 
es sich um die Anwendung des Verfahrens nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 han-
delt.  
 
Darüber hinaus sind weitere Bebauungspläne in engem, sachlichem und zeitli-
chem Zusammenhang, die für die Innenentwicklung aufgestellt werden, nicht zu 
beachten. Eine Vorprüfung des Einzelfalls (§ 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB) ist 
aufgrund der Größe der festgesetzten Grundfläche von weniger als 20.000 m² 
nicht erforderlich. 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden keine Vorhaben begründet, 
die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung  nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterlie-
gen. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe 
b BauGB genannten Schutzgüter bestehen nicht. 
 
Mit der vorliegenden Planung des Bebauungsplanes Nr. 26 wird dem Bedarf an 
Baugrundstücken in angemessener Weise Rechnung getragen. 
 
Im Verfahren nach § 13a BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 
Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgese-
hen. Darauf wird im Rahmen der Bekanntmachung des Beteiligungsverfahrens 
hingewiesen. Der Nachweis der Anwendbarkeit des Verfahrens der Innenent-
wicklung wird nach den Kriterien, die für Umweltberichte gemäß § 2a BauGB in 
der Begründung zu berücksichtigen sind, zusammenfassend geführt:  
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- Es ist das Ziel, eine erstmalige Inanspruchnahme von Fläche für Siedlungs-
zwecke weiter zu verringern. Bei den Flächen handelt es sich um eine Wie-
dernutzbarmachung von Flächen im Siedlungsbereich. Daher wird die Pla-
nung als Maßnahme der Innenentwicklung angesehen. 

 
- Die Art der baulichen Nutzung wird als allgemeines Wohngebiet festgesetzt.  
 
- Der Plangeltungsbereich besitzt eine Gesamtfläche von  4.866,3 m². Da die 

zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung 
kleiner als 20.000 m² ist, muss gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 eine über-
schlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 des BauGB ge-
nannten Kriterien nicht vorgenommen werden.  

 
- Durch die vorliegende Planung wird die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 

Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterlie-
gen, nicht begründet. 

 
- Darüber hinaus sind weitere Bebauungspläne in engem, sachlichem und zeit-

lichem Zusammenhang, die für die Innenentwicklung aufgestellt werden, 
nicht zu beachten. 

 
- Insgesamt kann eingeschätzt werden, dass durch das Planvorhaben keine 

entscheidungserheblichen, negativen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind. Ist bei der Betrachtung der relevanten Kriterien nicht davon auszuge-
hen, dass Beeinträchtigungen vorliegen, kann von der Erstellung einer Um-
weltprüfung abgesehen werden.  

 
- Eingriffe sind in Bebauungsplänen, die den Anforderungen des § 13a BauGB 

genügen, zulässig. Eine Ermittlung des Eingriffes und der erforderlichen Aus-
gleichsmaßnahmen im Rahmen einer Eingriffs- und Ausgleichsermittlung ist 
daher nicht erforderlich. 

 
- Die Belange des § 44 Bundesnaturschutzgesetz werden im Artenschutz-

rechtlichen Fachbeitrag berücksichtigt. Der Artenschutzrechtliche Fachbei-
trag wird aufgrund einer Potenzialabschätzung erstellt und Anlage der Be-
gründung. 

 
- Eine Beeinträchtigung von den nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB 

genannten Schutzgütern ist nicht zu befürchten. Das Plangebiet des vorlie-
genden Bebauungsplanes liegt außerhalb der europäischen Schutzgebiete 
(Natura-2000).  

 
- Das FFH-Gebiet DE1934-302 "Wismarbucht" liegt nördlich des Plangebietes 

an der Ostseeküste. Das EU-Vogelschutzgebiet SPA 1934-401 "Wismar-
bucht und Salzhaff" befindet sich nördlich an der Ostseeküste. Aufgrund der 
geplanten Nutzung und der Entfernung zu den Schutzgebieten bestehen so-
mit keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Erhaltungszielen/ 
Schutzzwecken von europäischen Natura 2000-Schutzgebieten.  

 
- Im näheren Umfeld des vorliegenden Bebauungsplanes sind keine nationa-

len Schutzgebiete vorhanden.  
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- Bei Einhaltung des ordnungsgemäßen Umganges mit Betriebsmitteln sind 

baubedingte Risiken des Menschen durch Grundwasserverunreinigungen 
etc. ausschließbar. Dazu gehören u.a. Vorkehrungen zum Schutz vor Grund-
wasserverunreinigungen in der Bauzeit. Relevante Emissionen sind durch 
das Vorhaben nicht zu erwarten.  
 

- Gemäß § 19 Naturschutzausführungsgesetz M-V geschützte Alleen und 
Baumreihen sind vom Vorhaben nicht betroffen. 
 

- Bisher sind keine Bodendenkmale, Kultur- und Sachgüter innerhalb des Plan-
gebietes bekannt.  

 
Aufgrund der Darlegungen gelangt die Gemeinde Hohenkirchen zu der Einschät-
zung, dass das Verfahren nach § 13a BauGB anwendbar ist. Im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB kann von einer frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie eine frühzeitigen Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB abge-
sehen werden. 
 
Weiterhin wird die Öffentlichkeit am Aufstellungsverfahren durch öffentliche Aus-
legung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beteiligt. Die berührten Behörden werden über 
die Planungsabsicht unterrichtet und im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. 
 

4.4 Städtebauliches Konzept 

Im Plangebiet sollen insgesamt 4 Einzelhäuser entstehen, die über eine 5 m 
breite private Zufahrtsstraße als Stichstraße von der Strandstraße aus erschlos-
sen werden. Das Plangebiet wird aufgrund einer differenzierten Festsetzung des 
Maßes der baulichen Nutzung und der maximalen Anzahl an Wohneinheiten in 
das WA 1 angrenzend an die Strandstraße und das WA 2 im hinteren Bereich 
des Plangebietes gegliedert. 
 
Direkt an der Strandstraße sind eingeschossige Einfamilienhäuser mit jeweils ei-
ner Wohneinheit vorgesehen. In der zweiten Reihe sind 2 Einzelgebäude mit je 
einer Einliegerwohnung mit einer Grundfläche von 80 % der Hauptwohnung vor-
gesehen. Dabei können die Gebäude in der zweiten Reihe maximal zweige-
schossig errichtet werden. 
Aufgrund der in der Ortslage bereits vorhandenen zweigeschossigen Bebauung 
und dem südlich angrenzenden hohen Stallgebäude passt sich eine maximal 
zweigeschossige Bebauung gut in die Ortslage ein. Durch die Möglichkeit, hier 
zwei Wohneinheiten pro Gebäude unterzubringen, werden Angebote für das 
Wohnen von zwei Generationen unter einem Dach geschaffen. In der zweiten 
Reihe können kompaktere Gebäude im Stil von Stadtvillen errichtet werden. Um 
ein zweites Vollgeschoss für die Einrichtung von Einliegerwohnungen zu ermög-
lichen, wird im WA 2 eine zweigeschossige Bebauung bei einer maximalen Trauf-
höhe von 6,00 m und einer maximalen Firsthöhe von 9,00 m festgesetzt. 
Die maximal mögliche Gebäudehöhe in der ersten und zweiten Reihe ist mit 8,60 
und 9,00 m an die vorhandene Bebauung des Schafstalls angeglichen und be-
rücksichtigt den Geländeabfall in östliche Richtung.  
Die neue Bebauung soll sich so in das Orts- und Landschaftsbild einpassen.   
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5. Inhalt des Bebauungsplanes  

5.1 Art der baulichen Nutzung 

Für den Bebauungsplan Nr. 26 wird ein Allgemeines Wohngebiet nach § 4 
BauNVO festgesetzt. Dies entspricht auch der Eigenart der näheren Umgebung. 
 
Regulär zulässig sind nach § 4 Abs. 2, Nr. 1 und Nr. 3 BauGB folgende Nutzun-
gen: 

 Wohngebäude 

 Die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank-und Speise-
wirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe 

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,  
 

Die in § 4 Abs. 3 Nr. 2 und 5 BauNVO genannten Nutzungen sind gemäß §1 (6) 
Nr. 2 BauNVO in Verbindung mit §1 (9) BauNVO nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes und damit im Geltungsbereich unzulässig: 

 Anlagen für Verwaltungen, § 4, Abs. 3 Nr. 3 

 Gartenbaubetriebe, § 4, Abs. 3 Nr. 4 

 Tankstellen, § 4 Abs. 3 Nr. 5  
 
Die ausgeschlossenen Nutzungen sind im Geltungsbereich nicht gewünscht 
städtebaulich nicht mit der kleinteiligen Dorfstruktur vereinbar und werden daher 
ausgeschlossen. 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 

WA 1 
Das WA 1 umfasst die direkt an die Strandstraße angrenzenden zwei Baugrund-
stücke. Diese straßenseitige Bebauung soll als eingeschossige Einzelhausbe-
bauung erfolgen. Für die Bebauung sind Einfamilienhäuser mit jeweils einer 
Wohneinheit geplant. 
Für das Allgemeine Wohngebiet WA 1 an der Strandstraße ist dementsprechend 
eine Bebauung mit maximal einem Vollgeschoss festgesetzt. Die Grundflächen-
zahl ist entsprechend der dörflichen lockeren Bebauung mit 0,25 festgesetzt. Die 
maximale Traufhöhe liegt bei 3,80 m. Die maximale Firsthöhe ist mit 8,60 m fest-
gesetzt.  
 
Die Festsetzungen zur Trauf- und Firsthöhe im WA 1 orientieren sich an der ein-
geschossigen Bebauung im Ortsteil Niendorf. 
 
WA 2 
Das WA 2 umfasst die zwei Baugrundstücke in der zweiten Reihe. Hier ist eine 
maximal zweigeschossige Bebauung für die Errichtung von Stadtvillen vorgese-
hen. Für die Gebäude im WA 2 ist jeweils eine Hauptwohnung und eine unterge-
ordnete Einliegerwohnung geplant. 
Die Grundflächenzahl ist hier genauso wie im WA 1 mit 0,25 festgesetzt. Die ma-
ximale Traufhöhe wird auf 6,00 m, die maximale Firsthöhe wurde mit 9,00 m fest-
gesetzt.  
 
Die Festsetzungen zur Trauf- und Firsthöhe im WA 2 resultieren aus den geplan-
ten zweigeschossigen Gebäudekörpern mit einem flachgeneigten Dach für Ge-
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bäudekörper mit einer Einliegerwohnung zur Unterbringung von zwei Generatio-
nen unter einem Dach. Die Firsthöhe im WA 2 lehnt sich an die bestehende Be-
bauung in der Umgebung an.  

5.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

Für die Allgemeinen Wohngebiete wurde die offene Bauweise festgesetzt. Die 
Gemeinde möchte Baugrundstücke für Familien zur Verfügung stellen. Entspre-
chend der dörflichen Siedlungsstruktur sind hier überwiegend Einzelhäuser in of-
fener Bauweise vorherrschend. Dem wird durch die Planung Rechnung getragen.  
 

5.4 Anzahl der Wohneinheiten 

Mit der Festsetzung der maximalen Anzahl der Wohneinheiten soll die Anzahl 
der Wohneinheiten auf ein der dörflichen Siedlungsstruktur angepasstes Maß be-
grenzt werden. Insgesamt können durch die textliche Festsetzung zur Zahl der 
Wohnungen im Plangebiet maximal 6 Wohneinheiten in 4 Gebäuden realisiert 
werden.  
 
WA 1  
Für die Bebauung entlang der Strandstraße sind zwei Einzelhäuser mit maximal 
jeweils einer Wohneinheit festgesetzt. 
 
WA 2 
Im hinteren Bereich des Geltungsbereiches ist eine Bebauung mit zwei Einzelge-
bäuden mit jeweils einer Hauptwohnung und einer untergeordneten Einlieger-
wohnung möglich. Durch die Festsetzung soll das Wohnen von zwei Generatio-
nen unter einem Dach ermöglicht werden. Die Einliegerwohnung wird auf 80 % 
der Grundfläche der Hauptwohnung begrenzt. Die Begrenzung der Einliegerwoh-
nung auf 80 % der Grundfläche der Hauptwohnung wurde festgesetzt, um die 
Größe der Gebäudekörper im WA 2 auf ein der dörflichen Gebäudestruktur an-
gepasstes Maß festzulegen.  
 

5.5 Nebenanlagen 

Die Nebenanlagen sind in den Allgemeinen Wohngebieten außerhalb der Bau-
grenzen zulässig. Innerhalb des WA 1 sollen Nebengebäude, Stellplätze und Ga-
ragen nicht im Bereich zwischen dem Hauptgebäude und der Strandstraße er-
richtet werden. Diese Festsetzung dient den gestalterischen Zielen zur dörflichen 
Entwicklung. Der Vorgartenbereich soll von Bebauung und Stellplatzanlagen frei-
gehalten werden.   
 

5.6 Fläche für Aufschüttungen 

Das Baugrundstück fällt in östliche Richtung leicht ab. Um die Höhenunter-
schiede auszugleichen und einen ebenen Baugrund zu schaffen sind vor allem 
im rückwärtigen Grundstücksbereich Aufschüttungen notwendig. Weiterhin ist die 
Aufschüttung als Absicherung des Freigefälles für die Ver- und Entsorgung vor-
gesehen. 
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6. Klimaschutz 

Im Sinne einer klimagerechten Orts- und Stadtentwicklung sollen Bauleitpläne 
gemäß § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB unter anderem dazu beitragen, den Klimaschutz 
und die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a Abs. 5 BauGB soll den Erforder-
nissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel ent-
gegenwirken als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel die-
nen, Rechnung getragen werden. 
 
Mit der Realisierung von vier zusätzlichen Wohngebäude ist nur eine geringfü-
gige Veränderung des Kleinklimas im überplanten Bereich zu erwarten. 
Durch die Änderung sind keine erheblichen Auswirkungen auf die angrenzenden 
Siedlungsstrukturen sowie die gesamtklimatischen und die lufthygienischen Ver-
hältnisse zu erwarten. Die Durchführung zusätzlicher Maßnahmen zum Klima-
schutz ist somit nicht erforderlich.  
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wurden keine Festsetzungen zur Nut-
zung regenerativer Energien getroffen. Der Bebauungsplan schließt eine Nut-
zung regenerativer Energien und sonstige Maßnahmen zum Klimaschutz weder 
aus noch erschwert er diese in maßgeblicher Weise. Die planungsrechtlichen 
Festsetzungen geben hinreichend Spielräume zum Einsatz regenerativer Ener-
gien. 
Die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung werden somit ange-
messen berücksichtigt.  

7. Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung ist durch die vorhandene Strandstraße gesichert. 
Die hinteren beiden Grundstücke werden durch eine private Stichstraße er-
schlossen. 

8. Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung in der Ortslage ist vorhanden und somit als gesichert 
zu betrachten. 
 

8.1 Wasserversorgung 

Die Gemeinde Hohenkirchen wird durch den Zweckverband für Wasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung Grevesmühlen (ZVG) mit Trinkwasser zentral 
versorgt. Die Trinkwasserversorgung der Gemeinde Hohenkirchen und somit 
auch der Ortslage Niendorf ist aufgrund der vorhandenen Kapazitäten gesichert. 
Die im Bereich des B-Planes 26 vorhandenen TW-Leitungen sind in der Plan-
zeichnung dargestellt. 
 
Die TW-Versorgungsleitung des ZVG verläuft auf der gegenüberliegenden Stra-
ßenseite der Strandstraße im Vorgartenbereich der Privatgrundstücke. 
Die TW-Versorgung soll mit Verlegung einer Anschlussleitung im Bereich des 
mittigen Anliegerweges und Herstellung der Hausanschlussleitungen bis auf die 
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Grundstücke erfolgen. Die Anbindung erfolgt an die vorhandene TW-Versor-
gungsleitung. Die TW-Anschlussleitung im Anliegerweg verbleibt im Eigentum 
und in Zuständigkeit des ZVG. Hierzu sind entsprechende Vereinbarungen zwi-
schen dem Erschließungsträger und dem ZVG zu schließen.   
 

8.2 Abwasserentsorgung – Schmutzwasser und Regenwasser 

 
8.2.1 Regenwasser 
 

In der Ortslage Niendorf befindet sich kein öffentlicher Regenwasserkanal in Trä-
gerschaft des Zweckverbandes Grevesmühlen. Eine südlich des Planbereiches 
verlaufende Regenwasserleitung auf dem Flurstück 107/3, die das B-Plan-Gebiet 
quert, ist eine Ablaufleitung der Straßenentwässerung der Strandstraße (Kreis-
straße K19). Diese steht nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu Verfügung. Für 
die ursprünglich fast vollständig versiegelte Fläche konnte die Ableitung des an-
fallenden Oberflächenwassers in der Vergangenheit gesichert werden.  

Für die Ortslage Niendorf und somit auch für den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 26 gilt die Satzung über die Versickerung von Niederschlagswas-
ser des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung Greves-
mühlen (Niederschlagswassersatzung NSchWS). Das auf den privaten Grund-
stücken sowie auf der privaten Verkehrsfläche anfallende unbelastete und gering 
verschmutzte Regenwasser außerhalb der Trinkwasserschutzzonen ist auf den 
Grundstücken, auf denen es anfällt, zu versickern. Um die Sickerfähigkeit des 
anstehenden Bodens nachzuweisen, sind Baugrunduntersuchungen mit Versi-
ckerungsnachweis erforderlich. 
Sofern die Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers nicht ausschließlich 
über die Versickerung des anstehenden Bodens möglich ist, sind entsprechende 
Versickerungsanlagen auf den Grundstücken herzustellen (z.B. Rigolen, Sicker-
schächte, Sickermulden,…). Im Bedarfsfall ist eine Ableitung bzw. ein gedrossel-
ter Überlauf in den östlich angrenzenden Graben vorgesehen.  
 
Der östlich des Plangebietes verlaufende Graben ist laut „Kartenportal Umwelt 
Mecklenburg-Vorpommern, Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie“ 
(www.umweltkarten.mv-regierung.de) als Gewässer II. Ordnung eingestuft. Nach 
Auskunft des Wasser- und Bodenverbandes „Wallensteingraben-Küste“ ist der 
Graben als Vorfluter für die Baugrundstücke grundsätzlich geeignet.  
Wenn die Einleitung erforderlich ist, sind weitere Abstimmungen zwischen Ge-
meinde und dem Wasser- und Bodenverband sowie der Unteren Wasserbehörde 
erforderlich. Voraussetzung ist die Zustimmung des Wasser- und Bodenverban-
des sowie der Unteren Wasserbehörde.  
 

8.2.2 Schmutzwasser 
 
In der Fahrbahn der Strandstraße befindet sich ein SW-Kanal Stz DN200 des 
Zweckverbandes Grevesmühlen. Für die vorderen zwei Grundstücke können 
vorhandene Hausanschlussleitungen genutzt werden. Für die Anbindung der hin-
teren Grundstücke ist eine zusätzliche Hausanschlussleitung von der Hauptlei-
tung bis hinter die Grundstücksgrenze zu verlegen. Hier ist ein Übergabeschacht 
anzuordnen. Ab dem Übergabeschacht ist die weitere Leitung eine private Ent-
wässerungsanlage. Hier erfolgt eine Verlegung mittig im privaten Anliegerweg. 
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Diese private Anschlussleitung kann als Freigefälleleitung oder bei Notwendigkeit 
auch als Druckentwässerung realisiert werden. 
Im Zuge der Erschließungsplanung sind zwischen dem Zweckverband für Was-
serversorgung und Abwasserbeseitigung Grevesmühlen und dem Erschlie-
ßungsträger entsprechende vertragliche Regelungen zu treffen, um die Ver- und 
Entsorgung für das Plangebiet sicherstellen zu können.  

9. Flächenbilanz 

Die Gesamtfläche des Geltungsbereiches des B-Planes Nr. 26 beträgt 4.866,3 
m². Die Nutzungen gliedert sich wie folgt: 
 

Nutzung Fläche in m² 

WA – allgemeine Wohn-
gebiete gesamt 

3.873,0 

WA 1 1766,0 

WA 2 2.107,0 

Verkehrsfläche, gesamt 993,3 

Verkehrsfläche, öffentlich 793,3 

Verkehrsfläche privat, ver-
kehrsberuhigter Bereich 

200 

Gesamtfläche 4.866,3 

10. Auswirkungen der Planung 

Durch die Planung werden Flächen für die Bebauung mit 4 Wohngebäuden ver-
siegelt.  
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11. Örtliche Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen gemäß 
§ 9 Abs. 4 BauGB  

Die Gemeinde Hohenkirchen macht davon Gebrauch, einzelne Festsetzungen 
zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbin-
dung mit § 86 LBauO M-V für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu 
treffen. 
 
Ergänzend zu den planungsrechtlichen Festsetzungen werden örtliche Bauvor-
schriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen nach § 86 LBauO M-V 
getroffen, die die vorhandene Bebauungsstruktur berücksichtigen und sich somit 
positiv auf das Ortsbild auswirken werden. Eine Vielzahl unterschiedlicher Mate-
rialen und Farben soll ausgeschlossen werden.  
 
Es werden grundlegende ortsbildprägende Festsetzungen zu 
- Dächern, 
- Fassaden, 
- Einfriedungen, 
- sonstigen Festsetzungen 
getroffen, um städtebaulich prägende Merkmale festzusetzen. Die Festsetzun-
gen orientieren sich an den bebauten Gebieten in der Ortslage Niendorf. 
Es wird davon ausgegangen, dass innerhalb des abgesteckten Rahmens ein 
ausreichender Gestaltungsspielraum für den Einzelnen gegeben ist.  
 

11.1 Dächer 

Die Dachformen orientieren sich vorwiegend an der vorhanden Gestaltung der 
Dachlandschaft der Ortslage Niendorf. Zulässig sind im WA 1 Krüppelwalm-, 
Walm- oder Satteldächer. Diese Dachformen sind typisch für die dörflichen Orts-
lagen der Region Klützer Winkel. 
 
Innerhalb des WA 2 sind auch flachgeneigte Dächer zulässig. Diese Dachform 
soll eine zweigeschossige Bauweise ermöglichen, die sich in der maximalen 
Traufhöhe an den Höhen der umgebenden Gebäude anlehnt.  
 
Für die farbliche Gestaltung der Dacheindeckung der Hauptdächer sind ziegel-
rote und anthrazitfarbene Töne in Anlehnung an das RAL-Farbspektrum K1 zu-
lässig.  
Dabei sind einfach engobierte Dachziegel zulässig. Glasierte Dachziegel sowie 
glänzende und reflektierende Dacheindeckungen sind aufgrund einer möglichen 
Blendwirkung nicht zulässig. 

11.2 Fassaden 

Die Festsetzungen zu Außenwänden der geplanten Gebäude beinhalten im We-
sentlichen Festsetzungen bezüglich der Farbgestaltung und der einzusetzenden 
Materialien im Fassadenbereich, um eine Angleichung an die vorhandene Be-
bauung zu erreichen. 
In der Ortslage Niendorf sind ziegelsichtige Fassaden in den Farben rot, rotbraun 
und hell sowie verputzte Fassaden im hellen Farbspektrum typisch. Der Holzan-
teil innerhalb von Wandflächen ist gering.  
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Es sollen sowohl Putzfassaden als auch Klinkerfassaden zulässig sein. Für eine 
hinreichende gestalterische Freiheit und Individualität werden Festsetzungen zur 
Akzentuierung der Fassaden getroffen. Diesbezüglich sind auch andere Materi-
alien z. B. Holz zulässig.  
 

11.3 Einfriedungen 

Zur positiven Gestaltung des Ortsbildes werden bezüglich der Grundstücksein-
friedungen entsprechende Festsetzungen im Übergang von privaten und öffent-
lichen Grundstücksflächen getroffen. Es sind Hecken, auch in Verbindung mit 
Drahtzäunen und Metallzäunen, zulässig. Die Einfriedungen zu öffentlichen Stra-
ßen dürfen eine Höhe von maximal 1,20 m nicht überschreiten. Durch die Vorga-
ben für maximale Höhen der Einfriedungen gegenüber dem Straßenraum soll 
eine maßvolle Abgrenzung der privaten Grundstücke gegenüber dem öffentli-
chen Raum ermöglicht werden.  
 

11.4 Abfallbehälter 

Durch die Gestaltung der Abfallbehälterstandplätze wird positiver Einfluss auf 
das Ortsbild genommen, da die Abfallbehälterstandplätze auch in den Vorgarten-
bereichen zulässig sind. 

11.5 Befestigung von Flächen auf privaten Grundstücken 

Regelungen zu Materialien für die Befestigung von privaten Stellplätzen und de-
ren Zufahrt sowie von Zufahrten zu Garagen wurden getroffen um den Anteil der 
Versiegelung auf dem Grundstück möglichst gering zu halten. Mit der Festset-
zung wird gewährleistet, dass das anfallende Niederschlagswasser versickern 
und dem Grundwasser wieder zugeleitet werden kann. 
Es soll mit dieser Festsetzung gesichert werden, dass zu starke Versiegelungen 
ausgeschlossen werden.  

11.6 Festsetzung zu Bußgeldern 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gesetzlichen Festsetzungen verstößt, 
handelt ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und kann mit 
Bußgeld geahndet werden. 
Die Aufnahme einer Bußgeldvorschrift dient dazu, um Verstöße gegen die vor-
genannten Festsetzungen über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen ahn-
den zu können. 
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12. Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise  

12.1 Bau- und Kunstdenkmale, Bodendenkmale 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bau- und Kunst-
denkmale sowie Bodendenkmale bekannt. 
 

12.2 Verhalten bei Bodendenkmalfunden 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen ent-
deckt werden, ist gemäß § 11 DSchG M-V die zuständige untere Denkmal-
schutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Ein-
treffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur und 
Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. 
Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundei-
gentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Ver-
pflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 

12.3 Altlasten bzw. Altlastenverdachtsflächen/ Verhaltensweise bei unnatürli-
chen Verfärbungen bzw. Gerüchen des Bodens  

Erkenntnisse über Altlasten, altlastverdächtige Flächen bzw. schädlichen Bo-
denveränderungen i.S. des § 2 Abs. 3 des Bundes-Bodenschutzgesetzes liegen 
nach derzeitigem Kenntnisstand für das Plangebiet nicht vor. Es wird jedoch 
keine Gewähr für die Freiheit des Plangebietes von Altlasten oder schädlichen 
Bodenveränderungen übernommen 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentü-
mer in Grundlage von § 2 des Gesetzes zum Schutz des Bodens im Land Meck-
lenburg – Vorpommern [Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) M-V] verpflich-
tet, den unteren Bodenschutzbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte 
hierüber Mitteilung zu machen.  
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundesbodenschutzge-
setzes genannten Personen sind verpflichtet konkrete Anhaltspunkte dafür, dass 
eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, unverzüglich der Land-
rätin des Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutzbe-
hörde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchun-
gen oder ähnlichen Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich 
für die Bauherren und die von ihnen mit der Durchführung dieser Tätigkeiten 
Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und Untersuchungsstellen.  
Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen 
bzw. Gerüche des Bodens auftreten, ist die Landrätin des Landkreises Nord-
westmecklenburg als zuständige Behörde zu informieren. Der Grundstücksbe-
sitzer ist als Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) zur ord-
nungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. 
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12.4 Bodenschutz 

Der Oberboden ist gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und 
vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Erforderliche Bodenarbeiten sind 
schonend und unter sorgfältiger Trennung von Oberboden und Unterboden 
durchzuführen. Unnötiges Befahren oder Zerstören von Oberboden ist nicht zu-
lässig.  
 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkun-
gen, welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des 
Bodens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, 
vermieden werden. 
 
Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den 
Baustellen und fertiggestellten Objekten eine sach- und umweltgerechte Ab-
fallentsorgung nach den gesetzlichen Bestimmungen gemeinwohlverträglich 
entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises Nordwestmecklenburg erfol-
gen kann. 
 

12.5 Munitionsfunde 

Munitionsfunde sind im Geltungsbereich nicht gänzlich auszuschließen. Kon-
krete und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelas-
tungs-auskunft) für das Plangebiet sind gebührenpflichtig beim Munitionsber-
gungsdienst des Landesamtes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, 
Brand- und Katastrophenschutz M-V, Graf-York-Str. 6, 19061 Schwerin, zu er-
halten. Ein Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Baubeginn empfohlen. 
 

12.6 Versickerung von Niederschlagswasser 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 26 gilt die Satzung über die 
Versickerung von Niederschlagswasser des Zweckverbandes Wasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung Grevesmühlen (Niederschlagswassersatzung 
NSchWS). Nähere Ausführungen werden dazu im Kapitel 8.2.1 gemacht. 
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TEIL 2 Ausfertigung 

13. Beschluss über die Begründung 

Die Begründung zur Satzung über den Bebauungsplan Nr. 26 für einen Teilbereich der 
Ortslage Niendorf der Gemeinde Hohenkirchen wurde in der Gemeindevertretersitzung 
am ……………. gebilligt. 

 
Hohenkirchen, den       (Siegel) 
 
  
 
....................... 
J. van Leeuwen 
Bürgermeister 

 

14. Arbeitsvermerke 

Aufgestellt für die Gemeinde Hohenkirchen 
durch das: 
 
Planungsbüro Mahnel 
Rudolf-Breitscheid-Straße 11 
23936 Grevesmühlen 
Telefon 03881 / 71 05 - 0 
Telefax 03881 / 71 05 – 50 
pbm.mahnel.gvm@t-online.de 

 

15. Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB 

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes erfolgt gemäß § 13a BauGB im be-
schleunigten Verfahren als Bebauungsplan der Innenentwicklung. 
Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach 
§ 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB. Somit wird von der zusammenfassenden Erklärung nach § 
10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 
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